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In einer Zeit, in der das Problem des Antisemitismus weltweit immer drängender wird, stellt sich 

dieser neue Leitfaden der UNESCO und der OSZE der Aufgabe, Lernende gegen aktuelle Formen 

des Antisemitismus zu wappnen. Der Leitfaden präsentiert konkrete Vorschläge wie Bildungsarbeit 

dazu beitragen kann, Antisemitismus zu begegnen, Voruteile vorzubeugen und Toleranz zu 

fördern. Zu diesem Zweck werden Ansätze vorgestellt, die auf Prinzipien wie Achtung der 

Menschenrechte, Global Citizenship Education, Inklusivität und Geschlechtergleichstellung 

aufbauen. Zudem gibt die Publikation politischen Entscheidungsträger/-innen nützliche 

Werkzeuge und Orientierungshilfen an die Hand, um sicherzustellen, dass die Bildungssysteme 

junge Menschen durch kritisches Denken und Respekt für andere widerstandsfähig gegen 

antisemitische Ideen, Ideologien, gewalttätigen Extremismus und, ganz allgemein, alle Formen von 

Rassismus und Diskriminierung machen können. 



Tel.: +48 22 520 0600

Fax: +48 22 520 0605

E-Mail: WordsintoAction@odihr.pl

http://www.osce.org/project/wia

Schwerpunkte des Leitfadens 
zur Bildungsarbeit gegen 
Antisemitismus:
•	 Der Leitfaden erklärt den komplexen 

Charakter des Antisemitismus: seine Er-
scheinungsformen, Merkmale, Varianten 
und Auswirkungen. 

•	 Er legt innerhalb eines menschenrechts-
basierten Rahmens präventionspolitische 
Prinzipien und Lernziele für die Themati-
sierung und Bekämpfung des Antisemi-
tismus durch Bildungsarbeit dar.

•	 Er erläutert, wie Maßnahmen gegen 
Antisemitismus umfassend und nahtlos 
in bereits existierende pädagogische An-
sätze wie Global Citizenship Education 
integriert werden können. 

•	 Er beschreibt die vorrangigen Hand-
lungsfelder und präsentiert Strategien, 
Verfahren und Lehrmethoden, die dabei 
helfen, Bildung über Antisemitismus in 
Bildungssysteme zu integrieren.

•	 Er erörtert Möglichkeiten des Umgangs 
mit Antisemitismus in Bildungseinrich-
tungen, als Vorbedingung für das Lernen, 
und zeigt Wege auf, um die Menschen-
rechte der Lernenden zu schützen und 
zu verteidigen.

•	 Er erklärt, warum die Wissensvermittlung 
zum Thema Menschenrechte – einschließ-
lich der Rechte auf Information, Religions-, 
Glaubens- und Gewissensfreiheit, freie 
Meinungsäußerung und friedliche Ver-
sammlung – von zentraler Bedeutung für 
die Bekämpfung des Antisemitismus ist.

•	 Er beinhaltet strategische Optionen 
für den Umgang mit Antisemitismus in 
verschiedenen Bildungsumgebungen 
und für die Stärkung der Medien- und 
Informationskompetenz, um online pro-
pagierten Antisemitismus erkennen und 
zurückweisen zu können.

•	 Er stellt Beispiele aus der Praxis vor, mit 
denen die Kapazitäten von Regierungs-
beamt/-innen und Lehrkräften gestärkt 
werden können, die Auswirkungen eines 

unwidersprochenen Antisemitismus auf 
die jüdische und die gesamte Bevölke-
rung zu erkennen und entsprechende 
Initiativen auf den lokalen oder nationa-
len Kontext anzupassen.

Zur Bekämpfung des Antisemitis-
mus können politische Entschei-
dungsträger/-innen:
•	 Umfang und Tragweite des Antisemitis-

mus als ein Problem anerkennen, dem 
man durch Bildungssysteme begegnen 
muss.

•	 Lehrkräfte mit antisemitischen Stereo-
typen und Verschwörungstheorien sowie 
deren sozialen und politischen Funk
tionen vertraut machen, damit sie diese 
problemlos erkennen und ihnen entspre-
chend begegnen können.

•	 Sicherstellen, dass die Bildungssysteme 
die Achtung der Menschenrechte stärken, 
gegenseitigen Respekt und Inklusion 
fördern sowie ein sicheres und unterstüt-
zendes Lernumfeld für alle Jugendlichen, 
einschließlich Jüdinnen und Juden, bie-
ten und das Problem nicht verschärfen. 

•	 Unter Verwendung passender Politik-
ansätze und gender-gerechter Pädago-
gikkonzepte, die Demokratie, Frieden, 
Geschlechtergleichstellung und das 
Konzept der Global Citizenship Education 
fördern, dafür sorgen, dass Antisemitis-
mus als ein menschenrechtsrelevantes 
Thema behandelt wird. 

•	 Ansätze fördern, mit denen die Wider-
standsfähigkeit der Lernenden gegen-
über Vorurteilen und Stereotypen lang-
fristig gestärkt wird, indem man ihre 
Fähigkeiten in puncto kritisches und 
reflektierendes Denken auf- und ausbaut 
und systematisch geschlechtsspezifische 
und sonstige Stereotype dekonstruiert. 

•	 Die Wissensvermittlung zum Thema Anti-
semitismus so in die Bildungsarbeit über 
den Holocaust einbinden, dass auch die 
Verbindungen zu aktuellen Erscheinungs-
formen des Antisemitismus klar werden.

•	 Angebote zur Aus- und Fortbildung der 
Lehrkräfte unter Nutzung forschungs-
basierter Bildungsressourcen zum Thema 
Antisemitismus machen. 

•	 Lehrpläne, Lehrbücher und andere Unter-
richtsmaterialien überprüfen und sicher-
stellen, dass diese aktuelle Ansätze und 
Forschungsstände zu den Themen Men-
schenrechte, Inklusivität und Geschlech-
tergerechtigkeit berücksichtigen. 

•	 Medien- und Informationskompetenzen 
fördern, um die Widerstandsfähigkeit 
der Lernenden gegen Manipulation, 
Vorurteile, Stereotypen und 
Verschwörungstheorien zu stärken. 

•	 Die Austausch und Partnerschaften zwi-
schen Schulen und Vertreter/-innen von 
jüdischen und anderen Gemeinschaften, 
NGOs, Museen, Gedenkstätten, Bibliothe-
ken und sonstigen relevanten Einrichtun-
gen fördern und pflegen. 

•	 Rechtsvorschriften, Verfahrensweisen 
und allgemein zugängliche Meldemecha-
nismen für antisemitische Vorfälle er-
arbeiten, mit denen Achtung und Schutz 
der Menschenrechte in Bildungseinrich-
tungen gewährleistet werden können. 

•	 Die Kapazitäten nationaler Menschen-
rechtseinrichtungen stärken, um für alle, 
einschließlich der jüdischen, Lehrkräfte 
und Lernenden eine sichere Umgebung 
zu schaffen und etwaige Menschen-
rechtsverletzungen angehen zu können. 

•	 Die interministerielle Zusammenarbeit 
durch die Durchsetzung von hochrangi-
gen Mechanismen zur Bekämpfung des 
Antisemitismus stärken.

•	 Abgeordnete bei der Etablierung partei-
übergreifender Parlamentarier/-innen-
gruppen unterstützen, die zum Thema 
Antisemitismus arbeiten und an der 
Erstellung solider Rechtsvorschriften im 
Bildungsbereich mitwirken.
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Nähere Informationen zu den Initiativen des 

BDIMR gegen Hassverbrechen und eine voll-

ständige Liste mit Ressourcen und Publikatio-

nen finden Sie auf: 

www.osce.org/odihr/tolerance
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Nähere Informationen zu den Initiativen der 

UNESCO zur Prävention von gewalttätigem 

Extremismus durch Bildung und zur Förde-

rung der Global Citizenship Education finden 

Sie auf: 

https://en.unesco.org/themes/gced

Tel: +33 1 45 68 10 00

E-mail: gced@unesco.org 

https://en.unesco.org/themes/ 

education 
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